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Satzung
des

DUISBI"RGER SPIELVEREIN 1900 e. V.
(Stand: Januar 1989)

! I Name und Sitz
1) Der Verein führt den Namen Duisburger Spielverein 1900 e-V. mit Sitz in

Duisburg.

r)

Der Verein ist in das Vereinsregister in Duisburg eingetragen. Seine Farben
sind schwar/rot. Als besonderes Vereinszeichen wird das Stadtwappen
gefltrrt.

! 2 Aufgabe und Gemeinnützigkeit
Der Verein bezweckt die körperliche Ertüchtigung, die charakterliche
Erziehung, die Förderung des K"-eradschaftsgeistes und des Gemein-
schaltssinns s€iner Mitglieder.

Er ist frei von poiitischen, rassischen und reiigiösen Bindungen.

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmitt€lbar gemeinnützige Zweeke
im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24. Dezember 1953 und
zwar insbesondere durch Förderung des Volkssportes entsprechend ! 2 Abs. I
der grilti gen Vereinssatzung.

Etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungsmä3igen Zwecke verwendet
werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteiie und in ihrer
Eigenschaft ais Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln
des Vereins. Sie erhalten bei ihrern Ausscheiden oder bei Auflösu-ug oder
Aufhebung des Vereins nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und
den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zunlck.

Es darf keine Person durch Verwaltungsaufgaben, die den Zwecken des
Vereins fremd sind, oder durch unverhdltnismÄßig hohe Vergütungen
begunstigt werden.

g 3 Abt€ilunqen

Tm Verein werden zur Zeit folgende Abteilungen geftiLhrt:

a) Fußball in Senioren- und Jugendabteilung

b) Frauen-Gymnastik

Die Errichtung weiterer Abteilungen bedarf der Bestätigung durch die
Mitgliederversammlung mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen
Stim-en.

$ 4 Geschäftsiahr

Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

l)

2)

3)

4)

5)
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! 5 llinnahmenl\sgaben. Vermögen

.' Einnahnren und Ausgaben des Vereins werden von der Vereinskasse!,. . altet. Die Mitgliederbeiträge werdeg eltsprechend der Regelung im $ 9r. vereln erhoben, ausgenornmen die ihre Beiträge selbJt erhlbende
J rgenrlabteilung.

^:.,r. Ende eines jeden_Quartals ist dem Gesamtvors.o.d eine Abrechnung
vr':zulugen, die in die Geschäftsunterlagen des Vereins aufzunehmen ist.
li,.. :r das inventar des Vereins ist ein Inventarverzeichnis zu fuhren_

!' crrch üEse aus Veranstaltungen werden Vereinsvermögen,

,tlrcriaiien ailer Art, die den Mannscbaften überlassen werden, werden
c benfalls Vereinsvermogen.

$ 6 Haftune

i; i)er verein als selbständiger Verm<tgenstrager haftct fii,r verbindlichkeiten
ausschließlich mi t seinemVereinweinogenl

li; Der Verein übernimmt keine. Eaftu_ng für abhanden gekommene
Kleiduu gsstricke. werrge ge nstände oder Birge ldbe rra ge a"i rtf tgri"dei 

" 
;i

öesucoer von v erernsveranstaltungen.

3) D.ie Mitglieder des Vereins hg.fun fur Geräte und Ausrüstungsgegenstände,
91""]h""T zur sporr.lichen Ausübung .gemeinschaftlich od"ei p"ersrinlicb
aulgrund eines Leihverhältnisses überlassen sind, soweit lbnen bei
Beschadi gun g gler Verlust der GerÄte oder Äusrustun glge genstandt V;;-
satz oder gmbe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

4) 14 Falle der Inbesitzna.hme durch verbotene Eigenmacht erweitert sich die
Haftung auch auf Fätle von leichrer rahrtäsiigk"ii 

""J "-liiaIüg"äUnt€rgang.

g 7 Verbandszusehörigkeit

p;r !.ergin gehört durch seine Abteilungen den zuständigen Fachverbänden alsMitglied an.

! 8 Mitgliedschaft - Rechte und pflichten

1) Jede Person kann die tr{itgriedschaft im Verein beantrasen. uber die
Aufnahme entscheidet der Vorstandl er ist befugt, eui"uhÄ1g".u.t 

" "t 
ri.

4.nggUu vol Gründen abzuleh-nen. Die AufnahmJJlg""ali.t 
""'".i"üi1;;;;die Jugendabrcilung bei Vorlage einer schriftlict",i e*tÄÄ"g ää;;;:

lichen Vertreters. -

2) Der verein führt aktive uud passive Mitglieder sowie Ehrenmitslieder. Das
*{nq ""4 passive Wahlrecht erlangt eiä Mitgtied -ii d;;V;ü";är;; d;;
18. Lebensjahres.
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Ehrenmitglieder werden.aufAntrag an den Vorstand und nach überprufung
seitens des Beirates durch den erweiterten Vorstand mit einfacher Sümrneni
mehrheit ernannt.

Die Mitglieder des Vereins sind verpflichtet, die Satzung sorgfaltig zu
beachten. Sie haben nach i.nen wie iach audn alles ^ oit".ia1*",'*ai
g-eeignet ist, dem- Ansehen des Vereins und der Autorität der ge-ailten
Vertreter zu schaden.

Von den_Mitgliedern wird erwartet, daß sie das Vereinsvermögen erhalten
und die Vereinsanlagen pfleglich behandeln.

Die,Mitglieder sind verpflichtet, evtl. Adressen-Anderungen der Geschäfts-
stllle ebenso anzugeben wie Konten-Anderuagen bei Tei-lnahme an Bank,
E_inzugsverfahren. Bei Nichtbeachtung anfallende Gebühren sind dem
Verein zu erstatten.

! 9 Beiträee

l) Die Höhe der ordentlichen Beiträge und der Aufnahmegebühr werdeo in der
,J,glreshau.pwersammlung oder iler_Mitgliederversadmlung bescllossi".wird in einer Versam.m.lung kein Rlschluß gefaßt, gelten-die bis dahin
gultigen ordentlichen Beitrd[e weiterhin.

2) Außerordentliche Beiträge beschließt der erweiterte Vorstand. Sie bedü'rfenjedoch der nachtrdglicheD Bestätigung durch die dem Beschluß folgenäi
Versammlung.

3) Ehrenmi.tglie$g1 sjn{ von der Leistung der ordentlichen Beiträge befreit.
Alle ubrigen Mi$lieder sind zur p_unktlicben Enrrichtu'g a"" o.äi"ui"[""
tseitrdge ihrer Beitragsk lasse verp-fl ichtct.

4) Der-jeweils gultige- Beitrag wird als Jahresbeitrag erhoben, und ist ohne
A-ullbrderung jeweils öis.zum B l. März jeden Jahre; fällig. Auf Wunsch des
Mitgliedes kann im Seniorenbereich eine Halbiahreszah'lunc e"fols";. äi"
dann ftiLrs erste Halbjahr [is 2.m 15. Februar uha tt"" z*eiü HJüTehi bi;
zun 15. August fällig wird. In diesem Falle wird ein Verwaltunssaüfschlao
von 3,- DM pro Halbjahr erhoben. Bei überschreitunc des Faitlui"iGl
terrninee des Jatrresbeitrages wird ein Verwaltuugsauföhlag .ron 6",_ DM
erhoben.

5) Als normale Form der Beitragszahlung wird das Bank-Einzugsverfahren
tstgelegt, und zwar als Jahieszahluäg anzuwenden zwiscl?n e;;bl.
Januar und 15. Februar bzw. als ausn-ah-sweise anzuwendenae HaiU_
lahreszfhlrlng5eweils zwischen dem lb. und 30. Januar una den tS. unäli.
Juli- jeden Jahres. - Zulassige Ausnabme auf wunsch des Mitsliedes ist äie
Begleich'r!'g des Beitrages äurch Uberweisung auf das Ve.eiis-ba-o[[o";
o{e;.ei"1e 

Pgza\l-ynq.de.s Beitrages beiT Katsieier. Diese Sonderregelunggiit
nicht lür Neu-Mitslieder, sondern lediglich als übergang:regelu"ng fü;äie
bisherigen Mitglieäer.

! l0 lleendiguns der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft endet:

a) durchTod.
b) durch Austrittoder
c) durch Ausschluß.
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! I I Austritt

Ein Mitglied kann seinen Austritt durch schriftliche, eingeschriebene
Erklärung gegenuber den Vorstq.d bewirken.

Der Austritt wird wirksam mit einer dreimonatigen Frist zum Ende eines
Kalendervierteljahres. Austrittserkldrungen, die bis zum 3. Tag des ersten
Monats eines Kaiendervierteljahres eingehen, gelten als rechtzeitig
abgegeben.

Der Mitgliederbeitrag ist bis zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des
Austrittes zu entrichten, wobei gernaS $ I Absatz 4) dies€r als Halb- oder
Jahresbeitrag zu berücl.schtigen ist. Eine Reitrags-Erstattung erfolgt nicht.

! 12 Ausschlul]

Aus dem Verein kann ausgeschlossen werden:

a) wer einen groben Verstoß gegen die Satzung, die Grundsätze des Vereins
oder die Ordnungen der zuständigen Verbd:rde begangen hat,

b) wer durch seine Tätigkeit oder sein Verhalten das Ansehen des Vereins
schadi6, oder

r)

c) wer mit der Zahlung von Beiträgen fiu sechs Monate nach Fdlligkeit trotz
schriftlicher Mahnung im Rückstand ist.

2) Der Ausschluß wird nach folgender Verfahrensregel durchgefuhrt:

&) Über den schriftlichen Ausschlußantrag eines Mitgliedes (Antragsteller)
gegen ein Mitglied (betroffenes Mitglied) entscheidet das
Ausschlußgremium innerhalb von 3 Wochen nach Zugang des Antrages
bein Vorstand.

b) Das Ausschlußgremin- ist durch den l. Vorsitzenden, im Falle seiner
Verhinderung durcb einen seiner Stellvertreter, zur Verhandlung unter
Beifügung der Tagesordnung zu laden.

c) Das Ausschlußgrenium setzt sich aus dem Vorstsnd und öei Ausschuß-
mitgliedern der Abteilung zusammen, der das betroffene Mitglied
angehört. Der Antragsteller oder das betmffene Mitglied dürfen nicht
Mitglied des Ausschlußgreniums sein.

d) Der Antragsteller und das betroffene Mitglied, bei Jugendlichen auch
dessen gesetelicher Vertret€r, sind zu der Verhandlung inoerhalb von l0
Tagen per Einschreiben zu iaden.

e) Dem betroffenen Mitglied ist während der Verhandlung ausreichend
Gelegenheit zu geben, sich zu rechtfertigen.

0 Nimmt das betroffene Mitglied trotz rechtzeitiger Einladung an der
Verhandlung nicht terl, entscheidet das Ausschlußgremium nach Recht
und Billigkeit.

g) Die Entscheidung des
schriftlich mi tzutci len

Ausschlußgremiums ist dem betroffenen Mitglied

-5-
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Gibt das Ausschlußgremium dem Antrag statt, so kann das betroffene
Mitglied innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Entscheidung
schriftlich Widerspruch beim Beirat einlegen.

Zu der Verbandlung vor dem Beirat, die innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang des Widerspruches stattfindet, sind der Verhandlungsleiter der
ersten Verhandlung und das betroffene Mitglied rechtzeilig schriftlich zu
laden.

Der Beirat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. Seine Ent-
scheidung ist endgriltig. Sie muß dem Ausschlußgtemium und dem
be troffenen Mitglied sch ri ftlich mi tgetei lt werden.

Bis zur endgultigen Entscheidung über deo Ausschlußantrag ruhen die
Mitgliedsrechte und -pflichten des betroffenen Mitgliedes.

Für Ausschlüsse gem. Absatz I c) dieses Paragraphen wegen Beitrags-
nicksland gilt als vereinfachtes Verfahren, daß dafur zunÄchst ein
rrehrbeitlicf,er Beschluß des Gesamtvorstandes ausreicht. Wenn das
Ergebnis per eingeschriebenem Brief dem Mitglied mitgeteilt wird, wird
diegem auch die Möglichkeit dargestelit, durch seine schriftliche
Mitteilung innerhalb von 4 Wochen an Stelle des vereinfachten
Verfahre ns we gen Beitra gsnickstand das no.rnale Ausschlußverfahre n
nach Absatz 2) zu fordern. Wenn das Mitglied dlese Möglichkeit nicht
wahrnimmt, hat es damit dem Ausschluß zugestimmt.

! l3 Strafen

Den Strafen fiiLr Vergehen gegen die Sportdisziplin oder sonstige Vergehen sind
die Strafordnungen der Fachschaften und Verbd-nde zugrunde zu legen.

h)

3)

4)

I l4 Or{ane des Vereins

Die Organe des Vereins sind:

a) die Jahreshauptversammlung,

b) die außerordentliche Mitgliederversammlung,

c) derVorstand und

d) der Beirat.

-6-
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$ l5 Versammlungen

Oberstes Organ des Vereins ist die Jahreshauptversammlung. Sie hat
insbesondere fol gende Aufgaben :

in jedem Jahr

a) die Jahresberichte entgegenzunehrnen und zu beraten,

b) di e Jahresrechn un g aufgrund des Kassenprüfun gsberichtes abzunehmen
und über die Entlastung des Vorsrsndes zu b€schlieBen,

c) über die Satzung, deren Anderung oder Erganzung sowie über die
Auflosung des Vereins zu befinden;

sowie alle zwei Jahre

d) die Maldatsträger des Vereins zu wählen,

e) zwei Kassenprüfer sowie einen Ersatz-Kassenprüfer zu wählen und

0 das Vereinslokal festzulegen.

Die Jahreshauptversammlung muß spätestens bis zum Ablauf des zweiten
Monats nach Ende des Geschäftsjahres qm Sitz des Vereins durchgefüLhrt
werden.

Der Vorstand ist verpflichtet, auf eigenen Beschluß nit einfacher Mehrheit
oder bei einem Beschluß des erweiterten Vorstandes mit zwei Drittel-
Mehrheit oder aufgrund eines schriftJichen A-ntrages von mindestens einem
Zehntel der Mitglieder des Vereins eine außerordentliche Mitglieder-
versammlung einzuberufen. Dem Antrag auf Einberufung einer außer-
ordentlichen Mitgliederverse--lung ist die Angabe des Zweckes und der
Gründe beizufrigen.

Die Einladungen zu deu Versammlungen müssen nindestens zehn Tage
vorher mit Bekanntgabe der Tagesordnung zugestellt werden.

Erweiterungen oder Abänderungen der Tagesordnung sind möglich bei
schrift,lichem Altrag mindestens acht Tage vor der Versammlung oder durch
lni[,lstivsatng vor Eintritt in die Tagesordnung mit einer Mehrheit von zwei
Drittel der anwesenden Mitglieder.

tlber die Versammlungen ist ein Protokoll zu führen, welches in der folgen-
den Jahreshauptversammlung zu verlesen ist, es sei denn, diese Versarnm-
lung verzichtct durch mit zwei Drittel Mehrheit gefaBtem Beschluß darauf.

2l

3)

4)

5)
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Die Versammlungen beschließen mit einfacher Stimmenmehrheit der
Atwesenden, wenn nicht in der Satzung eine andere Mehrheit vorge-
schrieben ist. Sofern nichts anderes bestimmt ist, bezieht sich die Mehrheit
auf die anwesenden Mitglieder.

Eine Versammlung ist jedoch beschlußunfahig, wenn auf ihr nicht
wenigstens ein Zehntel der eingeschriebenen stimmberechtigten Mitglieder
anwesend ist. Jugendliche unter l8 Jahren haben kein Recht zur Teilnahme
an den Versammlungen. Der Vorsta-nd ist berechtip, im Einzelfall Jugend-
liche zu den Versnnnlungen hinzuzuziehen. Hierdurch wird kein Stimm-
recht begründet.

l)

$ 16 Wahlen

Die Wahl ailer Mandatsträger des Vereins wird in der Jahreshaupt-
versammlung fliLr zwei Jahre vorgenommen. Wiederwahl ist zul;csig. Zur
Wahl können nur Mitglieder vorgeschlagen werden, die in der betreffenden
Versanmlung anwesend sind oder deren Einverständnis scbriftlich vorliegt.

Scheidet ein Mandatsträger während der Amtszeit aus, so hat in der
darauffolgenden Versammlung eine Nachwatrl statteu.finden. Bis zur Nach-
wahl wird das Mandat kommissarisch vergeben. Die Bestellung erfolgt durch
den Vorstand.

Ein Mandatsentzug ist durch Beschluß des erweitertcn Vorstandes nit einer
Mehrheit von zwei Drittel zulAssig. Der Beschluß ist der nachfolgenden
Versarrrmiung zur Bestätigung vorzulegen. Bei Zustimmung ist eine Nach-
wahl durchzuführen.

Alle verliehenen Amter sind Ehrenämter.

I l? Vorstand. seine Aufgabe_n

Der Vorstand setzt sich zusammen aus:

a) dem 1. Vorsitzenden,

b) den zwei gleichberechtigtcn Stellvertret€rn,

c) dem GeschÄftsfüLhrer und

d) dem Schat-eister.

Sie bilden den Vorstand des Vereins im Sinne des $ 26 BGB und vertret€n
den Verein in seinen rechtsverbindlichen Geschäfun. Ihre Namen sind dem
Amtsgericht zur Eintragung in das Vereinsregister innerhalb von vier
Wochen nach der Wahl bekanntzugeben.

2)

3)

4)

r)

2\
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Dem l. Vorsitzenden obliegt die Geschäftsleitung, die Ausführung der
Vereinsbeschlüsse und die Verwaltung des Vermögens. Er kann die Vertre-
tungsbefugnis satzungsgemÄß übertragen. Er beruft die Versamrniungen
und Sitzungen ein, in welchen erjeweils den Vorsitz führt.

Dem Geschäftsfuhrer obliegt die Erledigung des Schriftverkehrs mit
Personen, Verbenden und Vereinen, die Anferrigung der zur Erledigung der
Beschlusse des Vorstandes und der Versammlung erforderiichen Schrift-
stucke und Handlungen. Er hat über Verhandlungen und Beschlüsse des
Vorstandes und der Versarnmlungen Protokolle zu fu-hren, die von ihm und
dem l. Vorsitzenden zu unLerzeichnen sind.

Der Schatmeister verwaltet die Kasse des Vereins, führt Buch riber nlle
Einnahmen und Ausgaben und hat in der Jahreshaupwersammlung einen
mit Belegen versehenen Rechnungsbericht für das abgelaufene Jahr zu
erstatt€tr sowie für das kommende Jahr eineo Haushaltsplan vorzulegen- Er
nim.nt alle Eiuzahlungen entgegen und Auszehlungen für Vereinszwecke
gegen Quittung vor. Er hat in Abständen von drei Monaten einen
ausfüLhrlichen Bericht in den Vorstandssitzungen voranlegen.

Die Mitglieder des Vorstandes sind zeichnungsberechtigt in Rechts- und
KassengeschÄften des Vereins. Erforderlich sindjeweils zwei Unterschriften.

Der Vorstand ist berechtigt, den l. Vorsitzenden oder ein Mitglied des
Vereins zur Vornahme von Rechtsgeschaften jeder Art für den Verein zu
enaächtigen.

Zur Erleichterung bei der Erfüllung und zur Durchfü-hmng seiner Aufgaben
wird der Vorstand durcb den geschäftsführenden Ausschuß erganzt.

Diesem gehören an:

a) der zweite Geschtiftsführer,

b) der Kesierer,

c) derSozialwart,

d) derPressewart,

e) der technische Leiter, der durch den Vorstand bestellt wi rd, und

0 die Abteilungsleitcr (bei Verhinderung deren offiziell bestellte
Vertreter).

Die Mitglieder des geschäftsführenden Ausschusses nehmen an allen Vor-
st"ndssitzungen mit vollem Stinmrecht teil.

5)

6)

It

8)

-9
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$ l8 Erweiterter Vorstand

I ) Der erweiterte Vorstand s€tzt sich zusammen aus:

a) dem Vorstand und dern geschäftsführenden Ausschuß,

b) dem Vorsitzcnden des Beirates und

c) dem Ehrenvorsitzenden.

2) Die Mitglieder des erweiterten Vorstandes vertret€n den Verein im Rehmen
der ihlen durch die Satzung übertragenen Aufgaben.

! l9 Ausschüsse

1) Alsordentliche Ausschüsse bestehen im Verein zur Zeit:

a) der Senioren^Fußballausschuß,

b) derJugendausschuß und

c) derGymnastikausschuß,

die jeweils von ihrem Abtcilungsleiter nach MaSgabe des Vorstandes geleitet
werden.

2) Zu den Aufgaben der Ausschußmitglieder gehoren insbesondere die Betreu-
ung und Bägleitung der aktiven Mitglieder sowie die Verwaitung und
Veiwendung-der den_Abtei lungen zufl ießenden Gelder.

3) Fur Sondermaßnahmen ist der Vorstand berechtigt, außerordentliche Aus-
schüsse zu bilden, deren Sprecher für die Dauer des Bestehens des Aus-
schusses zun erweit€rten Vorstand gehören.

!20 Jugend/Jugendleitung

l) Die Jugendleitung richtet sich nach den Bestimmunge'l-der best€henden
Jucend-ordnung und den Beschlüss€n des Vorstandes. Die Jugendordnung ist
Bgir"^6te11 die"ser Sauung (Anlage I ). Der Jugendobmann iit als [e iler der
Jugendabteilung und Vofuitzendir des Jugendausschusses verantwortlich
fur-die Einhaliung aller Bestimmungen und Beschlüsee. Er muß die
Verwendung der lviittel, die frlLr die Jugendarbeit zur Verfügung gestel]t
werden, nachweisen.

2) Die Jugendkasse wird separat gefüLhrt und lediglich ergebnismir8jg beim
Jahresäbschluß mit dei Hauftkasse zusamm.engeführt' Der Jugend-
Kassierer ninnt insoweit in dei Abteilung die satzungsmäßigen Aufgaben
des schatmeisters wahr' 

g 2l ,eirat

1) Der Beirat besteht aus mindestens füDf Mitgliedern. Voraussetzung für die
Wahl ist eine Vereinsmitgliedschaft von mindestens 25 Jahren oder die
Ehrenmitgliedschaft

2) Nach der Wahl wird vom Beirat in einer konstituierenden Sitzuug eines
seiner Mitglieder zum Vorsitzenden gewählt.

10-
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Der Beirat sieht seine Aufgabe im Sinne und zum Wohle aller Mitglieder des
Vereins und beLrachtet sich nicht als Interessenvertreter Einzelner. Er berat
den Vorstand in allen grundlegenden Fragen des Vereins.

Zu den weiteren Aufgaben des Beirates gehören:

a) die Schlichtung vou Unstimmigkeiten zwischen Mitgiiedern und
Mandatsträgern des Vereins,

b) die Durchführung von Ehrungen sowie

c) die Wahrnehmung von Repräseutationsaufgaben.

Mindestens zweimal im Geschäftsjahr tritt der Beirat zu Sitzungen zu-
sarrmen.

Zu außerordentlichen Sitzungen wird der Beirat aufAntrag des Vorstandes
oder eineg Vereinsmitgliedes einberufen.

Der Beiratsvorsitzende lädt zu den Sitzungen unt€r Angabe der Tages-
ord-nung und unter Einhaltung einer Einladungsfrist von mindestens einer
Woche ein.

Die Sitzungen des Beirates leitet dessen Vorsitzcnder. Entscheidungen des
Beirates bedtiLrfeu der Mindestanwesenheit von fünf Mitgliedern. Uber die
Sitzungen des Beirates ist Protokoll zu führen, dessen Inhalt vertraulicb zu
behandeln ist.

122 Wirksamkeit von Beschlüssen

Der Vors'^.d mit dem geschallsfuhrenden AusschuS, der erweiterte Vor-
s'.d, die Ausschüsse und der Beirat beschließen in ihren Sitzungen mit
einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder, sowei! die Satzung
nichts anderes bestimmt.

2) Bei Stimmengleichheit giit ein Antrag als abgelehnl Stimmenthaltungen
gelten als Ablehnung.

I)

| 2ll Kassenprüfer

Die Kassenprüfer haben den Auftrag, die Kass€n ei.-al, bei Bedarf auch
öfter, im Geschaftslahr zu überprüfen. Die h.ifungen erstrecken sich auf die
Richtigkeit der Verbuchungen in Verbindung mit den vorgelegten Belegen.

Sie haben ihren Prülbericht der Jahreshauptversammlung, in besonderen
Fällen auch einer außerordentiichen Mitgliederversammlung, voranlegen.

Von besonderen Vorkommnissen oder Beanstandungen ist dem Vorstand
über den l. Vorsitzenden sofort Kenntnis zu geben.

5)

6)

tt

8)

2)

3)
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4 ) Die Kassenprufer durfeu nicht Mitglied des erweiterten vorstandes sein.

5) Falls einer der ordentlichen Kassenprüfer verhindert ist, übercimmt dessen
Aufgabe der Ersatz-Kassenprüfer.'

6) Eine Wiederwahl ist unzulassig,-wobei dies nur gilt, wenn der Kassenprüfer
bzw. Ersatz-Kassenprüfer in dei Wahlperiode tarii !eworden ist.

924 Verantwortlichkeit

Der Vorstand m.it dem geschaftsfuhrenden ausschuß, die Abteirungsreiter undder vorsrtzende des Beirates sind den Mitgliedern des Vereiäs für ihreAmtifuhrun g verautwortlich. Der J a hresh a u iw"rr"--iüo g i";- .i. 
- 

J"l"ä
bericht vorzulegen.

! 25 thrunqen. Auszeichnungen

Iur eine Mitgliedschaft v on 2s,40 und b0 Jahren und darüber hinaus wird eineEhrung yorgenourmen. Fur besondere Leistungen u"a V""ai"""t" k;;di" l;;Iangahrlge Mrtghedschalt vorgesehene oder eine sonstige besondere Ehrunsvorgenohlen werden. Hierubei entscheidet der vorstanä nit demlewiirigei
Abteilungsleiter.

! 26 Ubunssleiter

Die Übungsleiter unterstehen dem Vorstand
technischen Leiter und dem jeweiiigen Leiter dei
sind.

in Verbiudung mit dem
Abteilung, frlr die sie tdtig

I 2? Sportausübung

Die Beteiligung an allen ,gportarten- geschieht freiwillig und auf eigene Gefahr.
y-.I_vu..l1 schlietst eine sporrunfail- und -haftpflictrwersicherungäb, soweit eraurgrund der verbaDdsbestimr:rungen hierzu verpflichtet ist. Den Mitgliedernq?$.empfohlen, \'ersicherungeo aüf eigenu x"stä" ei"äjeü.r. n"i-vt 

"ii"i"inrcht verplllcht4t, hierlür aufgewendete Beträge zu erstatten.

$ 28 Vereinsheime und Geräte

Der Verein unterhält nach Möglichkeit ein eigenes Vereinst,eim und stellt zurDurchfuhrung der Sportarkn väreinseigene od?r gemieterc üU""ssr"tÄcu;";-gerat€ zur Verfrigung. Die Geräte sind in dai Inuenta*e"""'i.1"i."ärr""l
nenmen.
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! 29 Auflösune

Übe r die Auflösung des Vereins bestinmt die Jahreshauptversamrnlung oder
eine zu diesem Zwecke einberufene außerordeatliche Mitgliederver-
sanmlung mit einer Mehrheit von drei Viertel der anwesenden MiQlieder.
Sollten sich mindestens 25 Mitglieder des Vereins bereiterklären, den Verein
fortzufüLhren, so kann ein Auflösungsbeschluß nichtwirksan werden.

Die Auflösung einer Abteiluug kann nur in einer Mitgliederversammlung
des Vereins bei einer Mehrheit von zwei Drittel der anwegenden Mitglieder
beschlossen werden. Antragsberechtigt sind die Abteilung und der Vorstand.

Bei der Auflösung oder Aulhebung des Vereins oder bei Wegfall seines
biaherigen Zweckes fällt das Vereinsvermögen, soweit es die eitrgezahlten
Kapitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert der von den
Mifuliedern geleistcten Sacheinlagen überstcigt, der Stadt Duisburg zu, die
es nach vorheriger Einwilligung des Finanzamtes unmitteibsr und
ausschließlich für gemeinnützige, insbesondere sportliche Zwecke zu ver-
wenden hat.

Im Falle der Zahlungsun&higkeit des Vereins hat der Vorstand das gericht-
Iiche Vergieichsverfahren zu beantragen. Durch dessen Eröffnung verliert
der Verein seine R€chtsfrihi gkeit.

Sollte der Verein im Zeitpunkt seiner Auflösuag überschuldet sein, ohne daß
hierdurch ein Antrag aril Eröffnung des Vergleichsverfahrens erforderlich
würde, so hat der Vorstaad Liquidatoren zu besti--en, die die Abwicklung
nach den gesetzlichen Bestim-ungen vorzunehmen haben,

I30 Wirksamkeit der Satzuncen

Der Verein hat sich diese Satzung in der Jahreshauptversa-mmlung am
26.01.1989 gegeben. Die Satzungvom 10.01.1975 isthiermit aufgehoben.

Anderungen oder Ergänzuagen der Satzung können schriftlich acht Tage vor
dem Staitfinden einer Versammlung über den l. Vorsitzenden beim
Vorgtand beantragt werden. Der Vorstard ist verpflichtet, bei fristgemäßem
Eiugang des Antrages, ihn der nächsten Versammlung zur Abstimrnung vor-
zulegen.

Jedem Mitglied ist die Satzung auszuhändigen.

Von neu aufgenommenen Mitgliedern wird diese Satzung durch die Unter-
schrift auf dem Aufnah-eantrag alsverbindlich anerkannt.
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